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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Aussdhuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 8. April 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Malaysia zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und in bezug auf 
andere damit zusammenhängende Fragen 

— Drucksache 8/1274 — 


A. Problem 

Bei wirtschaftlicher Betätigung über die nationalen Grenzen 
hinaus stellen Doppelbesteuerungen ein erhebliches Hindernis 
dar. Derartige steuerliche Hindernisse sollen zur Förderung und 
Intensivierung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und Malaysia abgebaut werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 8. April 1977 enthält — in Anlehnung an 
das OECD-Musterabkommen — die erforderlichen Regelungen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen. Der Ausschuß 
empfiehlt, dem Vertragstext zuzustimmen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine wesentlichen Auswirkungen 
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Drucksadle 8/1598 


Deutscher Bundestag — 8, Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/1274 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 8. März 1978 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke von der Heydt Freiherr von Massenbach 

Vorsitzende Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten von der Heydt Freiherr von Massenbach 


Die Vorlage — Drucksache 8/1274 — wurde vom 
Plenum des Deutschen Bundestages in seiner 63. Sit- 
zung am 15. Dezember 1977 dem Finanzausschuß fe- 
derführend und dem Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit hat 
über die Vorlage am 15. Februar 1978, der Finanz- 
ausschuß am 8. März 1978 beraten. 

Das Abkommen stellt einen weiteren Schritt der 
Bundesrepublik in dem Bemühen dar, Doppelbesteue- 
rungsabkommen mit Ländern der Dritten Welt ab- 
zuschließen. Es soll für die wirtschaftlichen Bezie- 
hungen beider Staaten eine sichere steuerliche 
Grundlage bilden und damit zu deren Erweiterung 
und Intensivierung beitragen. Hinzu kam, daß Ma- 
laysia, auf das sich in zunehmendem Maße das In- 
teresse ausländischer Investoren konzentriert, auch 
mit anderen europäischen Staaten derartige Abkom- 
men abschloß und daher der Abschluß eines solchen 
Vertrags auch im Interesse der Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft gegenüber der aus- 
ländischen Konkurrenz immer dringender wurde. 
Das bereits im März 1972 paraphierte Abkommen 
soll daher nach seinem Inkrafttreten rückwirkend 


vom Veranlagungsjahr 1971 ab angewandt werden. 
Der Vertrag selbst lehnt sich zwar in seinem Aufbau 
und Inhalt stark an das von der OECD empfohlene 
Musterabkommen und damit an die übliche deutsche 
Praxis bei derartigen Verträgen an, trägt aber an- 
dererseits auch den sich aus dem einseitigen Kapi- 
talfluß zwischen Industriestaaten und Entwicklungs- 
ländern ergebenden Besonderheiten Rechnung. Wäh- 
rend Malaysia in dem Vertrag seine Quellenbesteue- 
rung auf ein vertretbares Maß absenkt und damit 
über die allgemein mit dem Vertrag verbundenen 
steuerlichen Absicherungen hinaus einen zusätzli- 
chen Investitionsanreiz schafft, kommt die Bundes- 
republik Deutschland bei der Wohnsitzbesteuerung 
diesem Ziel ihrerseits durch Gewährung von Steuer- 
befreiungen oder fiktive Anrechnung malaysischer 
Steuern entgegen. Der künftige Verzicht der Bundes- 
republik auf Steuern in gewissem Umfang wird 
haushaltsmäßig kaum ins Gewicht fallen, da bisher 
eingeräumte Steuerermäßigungen nicht mehr oder 
nicht mehr in bisheriger Höhe zu gewähren sind. 

Der Finanzausschuß empfiehlt, ebenso wie der mit- 
beratende Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit in seiner Stellungnahme vom 17, Februar 1978, 
der Vorlage zuzustimmen. 


Bonn, den 8. März 1978 


von der Heydt Freiherr von Massenbach 

Berichterstatter 
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